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3 6 . Kundmachung: Geltungsbereich des Zollabkommens über das Carnet A.T.A. für die vorüber-
gehende Einfuhr von Waren (A.T.A. Abkommen)

3 7 . Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens über die Erklärung des Ehewillens, das
Heiratsmindestalter und die Registrierung von Eheschließungen

3 8 . Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens über die Annahme einheitlicher Bedin-
gungen für die Genehmigung der Ausrüstungsgegenstände und Teile von
Kraftfahrzeugen und über die gegenseitige Anerkennung der Genehmigung

3 9 . Kundmachung: Ratifikation des Europäischen Übereinkommens über die internationale Han-
delsschiedsgerichtsbarkeit durch Belgien

4 0 . Kundmachung: Ratifikation der Vereinbarung über die Anwendung des Europäischen Über-
einkommens über die internationale Handelsschiedsgerichtsbarkeit durch Bel-
gien

4 1 . Abkommen zwischen dem Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie und dem Bun-
desminister für Finanzen der Republik Österreich einerseits und dem Minister
für Finanzen, Republik Singapur, andererseits über die Anerkennung von
Zeugnissen über den Ursprung und die handwerkliche Herstellung von Waren
zum Zwecke der zollfreien oder zollermäßigten Einfuhr nach Österreich

42. Abkommen zwischen dem Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie und dem Bun-
desminister für Finanzen der Republik Österreich einerseits und dem Minister
für Entwicklung von Malta andererseits über die Anerkennung von Zeug-
nissen über den Ursprung und die handwerkliche Herstellung von Waren
zum Zwecke der zollfreien oder zollermäßigten Einfuhr nach Österreich

36 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
16. Jänner 1976 betreffend den Geltungs-
bereich des Zollabkommens über das Car-
net A.T.A. für die vorübergehende Einfuhr
von Waren (A.T.A. Abkommen) vom 6. De-

zember 1961

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des
Brüsseler Zollrates sind folgende weitere Staaten
dem Zollabkommen über das Carnet A.T.A. für
die vorübergehende Einfuhr von Waren (A.T.A.
Abkommen) (BGBl. Nr. 239/1963, letzte Kund-
machung betreffend den Geltungsbereich BGBl.
Nr. 351/1972) beigetreten:

Staaten:
Datum der Hinterlegung

der Beitrittsurkunde:

Algerien 2. Juli 1973
Japan 1. August 1973
Nigeria 1. Oktober 1973
Türkei 23. August 1974
Griechenland 23. Oktober 1975

Nigeria und die Türkei haben bei Hinterle-
gung der Beitrittsurkunden gemäß Art. 26 des
Abkommens erklärt, daß Carnets A.T.A. für den
Postverkehr nicht anerkannt werden.

Das Vereinigte Königreich Großbritannien und
Nordirland hat in einer dem Generalsekretär des
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Brüsseler Zollrates am 14. Dezember 1973 zuge-
gangenen Notifikation erklärt, daß dieses Ab-
kommen gemäß seinem Art. 25 auch für Hong-
kong gilt und gemäß Art. 26 Carnets A.T.A. für
den Postverkehr nicht anerkannt werden.

Kreisky

3 7 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
16. Jänner 1976 betreffend den Geltungs-
bereich des Übereinkommens über die Erklä-
rung des Ehewillens, das Heiratsmindestalter
und die Registrierung von Eheschließungen

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen sind folgende weitere Staaten
dem am 10. Dezember 1962 in New York ab-
geschlossenen Übereinkommen über die Erklä-
rung des Ehewillens, das Heiratsmindestalter
und die Registrierung von Eheschließungen
(BGBl. Nr. 433/1969) beigetreten:

Staaten:
Datum der Hinterlegung

der Beitrittsurkunde:

Trinidad und Tobago 2. Oktober 1969
Brasilien 11. Feber 1970
Argentinien 26. Feber 1970
Vereinigtes Königreich

Großbritannien und
Nordirland
(einschließlich der
Assoziierten Staaten
Antigua, Dominica,
Grenada, St. Chri-
stopher-Nevis-An-
guilla, St. Lucia und
St. Vincent sowie
der Gebiete unter
der territorialen
Oberhoheit des Ver-
einigten Königrei-
ches wie auch Bru-
nei) 9. Juli 1970

Deutsche Demokra-
tische Republik 16. Juli 1974

Ungarn 5. November 1975

Anläßlich der Hinterlegung der Beitrittsur-
kunde hat der Ständige Vertreter des Vereinigten
Königreiches Großbritannien und Nordirland
bei den Vereinten Nationen nachstehende Erklä-
rung abgegeben:

„(a) Die Regierung des Vereinigten König-
reiches behält sich das Recht vor, die Anwendung
des Artikels 2 des Übereinkommens auf Mont-
serrat bis zur Notifikation an den General-
sekretär aufzuschieben, daß der besagte Artikel
dort angewendet werde.

(b) Nach Ansicht der Regierung des Ver-
einigten Königreiches betreffen der Artikel 1

Absatz 1 und der Artikel 2 Satz 2 des Über-
einkommens die Eheschließung nach dem Recht
eines Vertragsstaates und nicht die Anerken-
nung der Gültigkeit nach dem Recht des einen
Staates oder Territoriums von Ehen, die nach
dem Recht eines anderen Staates oder Terri-
toriums geschlossen worden sind, und ist der
Artikel 1 Absatz 1 auf Ehen nach schottischem
Recht, die sich auf gewohnheitsmäßiges und all-
gemein bekanntes Zusammenleben gründen, nicht
anzuwenden.

(c) Der Artikel 1 Absatz 2 erfordert für Ehen,
die in Abwesenheit eines Partners geschlossen
werden sollen, nicht die Erlassung von Rechts-
vorschriften, wenn solche nicht bereits bestehen.

(d) Das Übereinkommen ist nicht auf Süd-
Rhodesien anzuwenden, wenn nicht und bis die
Regierung des Vereinigten Königreichs dem
Generalsekretär mitteilt, daß sie in der Lage ist
zu gewährleisten, daß die durch das Überein-
kommen auferlegten Pflichten hinsichtlich dieses
Territoriums voll erfüllt werden können."

Die Regierung des Vereinigten Königreiches
hat in einer dem Generalsekretär der Vereinten
Nationen am 15. Oktober 1974 zugegangenen
Notifikation den Generalsekretär von der nun-
mehrigen Anwendung der Bestimmungen des
Übereinkommens auf Montserrat und der gleich-
zeitigen Zurückziehung des Vorbehaltes entspre-
chend Buchstabe a unterrichtet.

Die Beitrittsurkunde der Ungarischen Volks-
republik enthält folgenden Vorbehalt:

„Anläßlich des Beitrittes zum Übereinkommen
erklärt der Präsidentschaftsrat der Ungarischen
Volksrepublik, daß sich die Ungarische Volks-
republik durch Art. 1 Abs. 1 nicht als gebun-
den erachtet, die Schließung von Ehen der im
erwähnten Absatz erwogenen Art zu bewilligen,
wenn einer der zukünftigen Ehegatten abwesend
ist."

Fidschi hat am 19. Juli 1971 erklärt, sich auch
nach Erlangung der Unabhängigkeit an das Über-
einkommen gebunden zu erachten.

Die Notifikation Fidschis enthält folgend« Stel-
lungnahme:

„Die Regierung Fidschis zieht den Vorbehalt
und die Erklärungen betreffend schottisches
Recht und Südrhodesien zurück, die die Regie-
rung des Vereinigten Königreiches am 9. Juli
1970 abgegeben hat und erklärt:

(a) Nach Ansicht der Regierung Fidschis be-
treffen der Artikel 1 Absatz 1 und der Artikel 2
Satz 2 des Übereinkommens die Eheschließung
nach dem Recht eines Vertragsstaates und nicht
die Anerkennung der Gültigkeit nach dem
Recht des einen Staates oder Territoriums von
Ehen, die nach dem Recht eines anderen Staates
oder Territoriums geschlossen worden sind.
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(b) Der Artikel 1 Absatz 2 erfordert für Ehen,
die in Abwesenheit eines Partners geschlossen
werden sollen, nicht die Erlassung von Rechts-
vorschriften, wenn solche nicht bereits bestehen."

Kreisky

38 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
16. Jänner 1976 betreffend den Geltungs-
bereich des Übereinkommens über die An-
nahme einheitlicher Bedingungen für die Ge-
nehmigung der Ausrüstungsgegenstände und
Teile von Kraftfahrzeugen und über die ge-

genseitige Anerkennung der Genehmigung

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen sind folgende weitere Staaten
dem Übereinkommen über die Annahme einheit-
licher Bedingungen für die Genehmigung der
Ausrüstungsgegenstände und Teile von Kraft-
fahrzeugen und über die gegenseitige Anerken-
nung der Genehmigung (BGBl. Nr. 177/1971)
beigetreten:

Datum der Hinterlegung
Staaten: der Beitrittsurkunde:

Luxemburg 13. Oktober 1971
Schweiz 29. Juni 1973
Deutsche Demokra-

tische Republik 4. Oktober 1974
Norwegen 3. Feber 1975

Nachstehende Staaten haben anläßlich der Hin-
terlegung ihrer Beitrittsurkunde folgende Vorbe-
halte erklärt oder Erklärungen abgegeben:

L u x e m b u r g :

Gemäß Artikel 1 Absatz 6 erklärt das Groß-
herzogtum Luxemburg, daß es durch die dem
Übereinkommen angeschlossenen Regelungen 1
bis inklusive 20 nicht gebunden ist.

D e u t s c h e D e m o k r a t i s c h e R e p u -
b l i k :

a) Gemäß Artikel 1 Absatz 6 des Überein-
kommens betrachtet sich die Deutsche Demokra-
tische Republik durch keine der dem Überein-
kommen angeschlossenen Regelungen gebunden.

b) Die Deutsche Demokratische Republik be-
trachtet sich durch die Bestimmungen des Arti-
kels 10 des Übereinkommens nicht gebunden,
denen gemäß eine Meinungsverschiedenheit über
die Auslegung oder Anwendung des Überein-
kommens, die nicht durch Verhandlungen gere-
gelt werden kann, auf Antrag einer der streiten-
den Vertragsparteien einem Schiedsverfahren
unterworfen wird.

Diesbezüglich vertritt die Deutsche Demokra-
tische Republik die Ansicht, daß in jedem ein-
zelnen Fall das Einverständnis aller an der Mei-
nungsverschiedenheit beteiligten Vertragsparteien
zur Regelung einer bestimmten Meinungsver-
schiedenheit durch ein Schiedsverfahren notwen-
dig sei.

Kreisky

39. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
19. Jänner 1976 betreffend die Ratifikation
des Europäischen Übereinkommens über die
internationale Handelsschiedsgerichtsbarkeit

vom 21. April 1961 durch Belgien

Nach Mitteilung des Generalsekretärs der Ver-
einten Nationen hat Belgien am 9. Oktober 1975
seine Ratifikationsurkunde zum Europäischen
Übereinkommen über die internationale Handels-
schiedsgerichtsbarkeit (BGBl. Nr. 107/1964, letzte
Kundmachung betreffend den Geltungsbereich
BGBl. Nr. 468/1975) hinterlegt.

Anläßlich dieser Hinterlegung hat Belgien fol-
gende Erklärungen abgegeben:

„Gemäß Artikel II Absatz 2 des Übereinkom-
mens erklärt die belgische Regierung, daß in den
Fällen des Artikels I Absatz 1 in Belgien nur
der Staat die Fähigkeit hat, Schiedsvereinbarun-
gen zu schließen.

Die durch Artikel IV den Präsidenten der
Handelskammern übertragenen Aufgaben werden
von den Präsidenten der Handelsgerichte über-
nommen."

Kreisky

40. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
19. Jänner 1976 betreffend die Ratifikation
der Vereinbarung vom 17. Dezember 1962
über die Anwendung des Europäischen Über-
einkommens über die internationale Han-

delsschiedsgerichtsbarkeit durch Belgien

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des
Europarates hat Belgien seine Ratifikations-
urkunde zur Vereinbarung über die Anwendung
des Europäischen Übereinkommens über die
internationale Handelsschiedsgerichtsbarkeit
(BGBl. Nr. 19/1965, letzte Kundmachung betref-
fend den Geltungsbereich BGBl. Nr. 136/1973)
am 9. Oktober 1975 hinterlegt.

Die genannte Vereinbarung tritt gemäß ihrem
Art. 4 am 7. Jänner 1976 für Belgien in Kraft.

Kreisky
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4 1 .

(Übersetzung)

A b k o m m e n

zwischen dem Bundesminister für Handel,
Gewerbe und Industrie und dem Bundes-
minister für Finanzen der Republik Öster-

reich einerseits

und dem Minister für Finanzen, Republik
Singapur, andererseits

über die Anerkennung von Zeugnissen über
den Ursprung und die handwerkliche Her-
stellung von Waren zum Zwecke der zoll-
freien oder zollermäßigten Einfuhr nach

Österreich

Artikel 1

Der Minister für Finanzen, Republik Singapur,
bestätigt, daß zur Ausstellung von Zeugnissen
über den Ursprung und die handwerkliche Her-
stellung von Waren zum Zwecke der zollfreien
oder zollermäßigten Einfuhr nach Österreich das
Department of Trade, Ministry of Finance, Repu-
blic of Singapore, ermächtigt ist.

Artikel 2

(1) Die Zeugnisse über den Ursprung und die
handwerkliche Herstellung entsprechen — vor-
behaltlich der Bestimmungen des Abs. 2 — nach
Inhalt und Form dem für Zwecke des Allgemei-
nen Präferenzsystems verwendeten Formblatt A.

(2) Die Zeugnisse enthalten folgende zusätzliche
Feststellungen:

a) Zusätzliche Erklärung des Ausführers (in
Spalte 7 des genannten Formblattes):
„Alle oben genannten Waren sind hand-
werklich hergestellte Waren."

b) Bescheinigung der im Artikel 1 genannten
ermächtigten Stelle (in Spalte 4 des genann-
ten Formblattes):

(3) Als handwerklich hergestellte Waren werden
Waren verstanden, die überwiegend von Hand
oder nur unter Verwendung von ausschließlich
durch Hand- oder Fußantrieb bedienten Maschi-
nen oder Geräten hergestellt worden sind. Die
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Verwendung von maschinell erzeugten Rohmate-
rialien schließt grundsätzlich handwerklich her-
gestellte Waren von den nach österreichischem
Recht eingeräumten Begünstigungen nicht aus.

Artikel 3

Der Minister für Finanzen, Republik Singa-
pur, wird jede Änderung bezüglich des im Ar-
tikel 1 genannten Department of Trade, Ministry
of Finance, Republic of Singapore, dem Bundes-
minister für Finanzen der Republik Österreich
bekanntgeben.

Artikel 4

Das Department of Trade, Ministry of Finance,
Republic of Singapore, leistet bei der Prüfung
der Richtigkeit und Ordnungsmäßigkeit der
Zeugnisse den österreichischen Behörden über
deren Ersuchen Verwaltungshilfe.

Artikel 5

Dieses Abkommen tritt zehn Wochen nach
Unterzeichnung in Kraft; es wird auf die Dauer
von zwei Jahren abgeschlossen. Seine Gültigkeit
verlängert sich jeweils um ein weiteres Jahr,
sofern sie nicht durch eine der Vertragsparteien
sechs Monate vor Ablauf der Frist schriftlich auf
diplomatischem Weg gekündigt wird.

GESCHEHEN in zwei Urschriften in der
englischen Sprache.

Für den Bundesminister für Handel, Gewerbe
und Industrie der Republik Österreich:

Dr. Rudolf Willenpart
Ministerialrat

Für den Bundesminister für Finanzen der Repu-
blik Österreich:

Dr. Franz Manhart
Ministerialrat

Für den Minister für Finanzen, Republik
Singapur:

Ridzwan Dzafir
Director

Department of Trade
Ministry of Finance

Wien, 14. November 1975

Singapur, 28. November 1975

Das Abkommen tritt gemäß seinem Art. 5 am 6. Feber 1976 in Kraft.

Kreisky
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42.

(Übersetzung)

A b k o m m e n

zwischen dem Bundesminister für Handel,
Gewerbe und Industrie und dem Bundes-
minister für Finanzen der Republik Öster-

reich einerseits

und dem Minister für Entwicklung von
Malta, andererseits

über die Anerkennung von Zeugnissen über
den Ursprung und die handwerkliche Her-
stellung von Waren zum Zwecke der zoll-
freien oder zollermäßigten Einfuhr nach

Österreich

Artikel 1

Der Minister für Entwicklung bestätigt im
Namen des Ministers für Handel, Industrie und
Tourismus von Malta, daß zur Ausstellung von
Zeugnissen über den Ursprung und die hand-
werkliche Herstellung von Waren zum Zwecke
der zollfreien oder zollermäßigten Einfuhr nach
Österreich das Department of Industry in Malta
ermächtig ist.

Artikel 2

(1) Die Zeugnisse über den Ursprung und die
handwerkliche Herstellung entsprechen — vorbe-
haltlich der Bestimmungen des Abs. 2 — nach
Inhalt und Form dem für Zwecke des Allge-
meinen Präferenzsystems verwendeten Form-
blatt A.

(2) Die Zeugnisse enthalten folgende zusätzliche
Feststellungen:

a) Zusätzliche Erklärung des Ausführers (in
Spalte 7 des genannten Formblattes):
„Alle oben genannten Waren sind hand-
werklich hergestellte Waren."

b) Bescheinigung der im Artikel 1 genannten
ermächtigten Stelle (in Spalte 4 des genann-
ten Formblattes):

(3) Als handwerklich hergestellte Waren werden
Waren verstanden, die überwiegend von Hand
oder nur unter Verwendung von ausschließlich
durch Hand- oder Fußantrieb bedienten Maschi-
nen oder Geräten hergestellt worden sind. Die
Verwendung von maschinell erzeugten Roh-
materialien schließt grundsätzlich handwerklich
hergestellte Waren von den nach österreichischem
Recht eingeräumten Begünstigungen nicht aus.
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Artikel 3

Der Minister für Handel, Industrie und Touris-
mus wird jede Änderung bezüglich des im Ar-
tikel 1 genannten Department of Industry in
Malta dem Bundesminister für Finanzen der
Republik Österreich bekanntgeben.

Artikel 4

Das Department of Industry in Malta leistet
bei der Prüfung der Richtigkeit und Ordnungs-
mäßigkeit der Zeugnisse den österreichischen Be-
hörden über deren Ersuchen Verwaltungshilfe.

Artikel 5

Dieses Abkommen tritt sechs Wochen nach
Unterzeichnung in Kraft; es wird auf die Dauer
von zwei Jahren abgeschlossen. Seine Gültigkeit
verlängert sich jeweils um ein weiteres Jahr, so-
fern sie nicht durch eine der Vertragsparteien
sechs Monate vor Ablauf der Frist schriftlich
auf diplomatischem Weg gekündigt wird.

GESCHEHEN in Wien, am 19. Dezember 1975
in zwei Urschriften in englischer Sprache.

Der Bundesminister für Handel, Gewerbe und
Industrie der Republik Österreich:

Dr. Josef Staribacher

Für den Bundesminister für Finanzen der
Republik Österreich:
Dr. Franz Manhart

Ministerialrat

Der Minister für Entwicklung von Malta:
Wistin Abela

Das vorliegende Abkommen tritt gemäß seinem Art. 5 am 30. Jänner 1976 in Kraft.

Kreisky
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